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3. Satzung 

zur Änderung der Satzung über die öffentliche Fäkalschlammentsorgung (FES)  

der Stadt Großenhain 

 

Aufgrund von § 4 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 der Sächsischen Gemeindeordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 

2 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 (SächsGVBl. S. 500) geändert worden ist in Verbindung 

mit § 9 des Sächsischen Kommunalabgabengesetztes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 116), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom  

13. Dezember 2023 (SächsGVBl. S. 626) geändert worden ist sowie § 50 des Sächsischen 

Wassergesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 876), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 17. Juli 2024 (SächsGVBl. S. 630) geändert worden ist, hat der Stadtrat der 

Großen Kreisstadt Großenhain in seiner Sitzung am 18.12.2024 die folgende 3. Satzung zur 

Änderung der Satzung über die öffentliche Fäkalschlammentsorgung der Stadt Großenhain 

beschlossen:  

 

Artikel 1 

Änderungen 

 

Die Satzung über die öffentliche Fäkalschlammentsorgung der Stadt Großenhain 

(Fäkalschlammentsorgungssatzung – FES) vom 29.08.2001, veröffentlicht im Großenhainer 

Amtsblatt am 25.09.2001 (Nr. 20/2001), zuletzt geändert durch die 2. Satzung zur Änderung 

der Satzung über die öffentliche Fäkalschlammentsorgung der Stadt Großenhain vom 

14.03.2018, veröffentlicht im Großenhainer Amtsblatt am 28.03.2018 (Nr. 03/2018), wird wie 

folgt geändert:  

 

§ 1 

Im § 7 Absatz 9 erhält folgende Fassung:  

 

(9) Die Vorschriften zur Einleitung in Gewässer gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

bleiben unberührt.  

 

§ 2 

§ 16 erhält folgende Fassung:  

 

Bemessungsgrundlage für die Fäkalschlammentsorgungsgebühr ist das Volumen der 

gebührenpflichtigen Fäkal- und/oder Klärschlammmenge in Kubikmeter. Das Volumen wird an 

der Messvorrichtung des Entsorgungsfahrzeuges festgestellt.  

 

Danach ergibt sich eine Gebührenhöhe nach Anlage 1, welcher Bestandteil der Satzung ist. 

 

Desweitern ist für die Entsorgung eine reguläre Anfahrts- und Abfahrtsgebühr zu entrichten 

(Anlage 1 Pkt. 2.4.). 

 

§ 3 

 

§ 17 Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

 

 



 

Seite 2 von 3 
 

(3) Wurde eine Grubenentsorgung nach § 10 dieser Satzung ordnungsgemäß beim 

beauftragten Entsorgungsunternehmen der Stadt Großenhain angemeldet und war die 

Entsorgung aus Gründen, die das beauftragte Entsorgungsunternehmen der Stadt 

Großenhain nicht zu vertreten hat, nicht möglich, so wird für die vergebliche Vorfahrt eine 

Gebühr erhoben (Anlage 1 Pkt. 2.3).  

 

§ 4 

§ 17 Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

 

Sind die entsorgten Mengen kleiner als 1,0 m³ so wird dafür eine Sondergebühr erhoben 

(Anlage 1 Pkt. 2.). 

 

 

Anlage 1 erhält folgende Fassung:  

 

Anlage 1  

zur Satzung über die öffentliche Fäkalschlammentsorgung der Stadt Großenhain (-FES-) in 

der Fassung der 3. Änderung vom 18.12.2024  

 

 

Gebührenzusammenstellung  

 

1. Entsorgungsgebühr je m³ Fäkalienentsorgung (-FES-; § 16)  

 

1.1. Entsorgungsgebühr 1     67,09 EUR/m³ (brutto)  

für Fäkalien und Klärschlamm     (Gesamtkosten) 

 

 

1.2. Entsorgungsgebühr 2     42,16 EUR/m³ (brutto)  

für Inhalte aus Gesamtabwassergruben  (Gesamtkosten)  

 

2. Sondergebühren  

 

2.1 für Kleinstmengen < 1,0 m³     28,20 EUR/m³ (brutto) 

als Zulage pro m³ (-FES-; § 17 Abs. 4) 

 

2.2. für zusätzlich verlegte Schlauchlängen > 20 m    3,75 EUR/m³ (brutto) 

als Zulage pro m (-FES-; § 17 Abs. 2)  

 

2.3. für vergebliche Anfahrt     118,70 EUR je Anfahrt (brutto)  

(-FES-; § 17 Abs. 3)  

 

2.4. An- und Abfahrt zur Entsorgung    57,12 EUR/Stck. (brutto)  

(-FES-; § 16)  
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Artikel 2 

In-Kraft-Treten 

 

1) Diese Satzung tritt am 01.02.2025 in Kraft.  

2) Für Entsorgungsleistungen bis zum 31.01.2025 gelten die Bestimmungen der FES in der 

Fassung der 2. Änderung.  

 

Großenhain, 19.12.2024 

 

 

 

Dr. Sven Mißbach       - Siegel -  

Oberbürgermeister  

 

 

Hinweis:  

Nach § 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach 

ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  

 

Dies gilt nicht, wenn  

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,  

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Absatz 2 SächsGemO wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,  

4. vor Ablauf der in § 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist  

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder  

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 

Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend 

gemacht worden ist.  

 

Ist die Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 

Ablauf der in § 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung 

geltend machen. 


